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Europa als Rechtsraum
angesichts der Eurokrise

Es ger�t aus dem Blick, was mit der Be-
k�mpfung der Eurokrise eigentlich er-
reicht werden soll. Der neue Pr�sident
des Deutschen Sparkassen- und Girover-
bandes, Fahrenschon, sagt richtig (FAZ
v. 26. 6. 2012): „Wir m�ssen aufpassen,
dass in der Krise nicht alle Werte Euro-
pas… besch�digt werden.“

Diese Werte sind vor allem Recht und
Demokratie. Aus diesen ergibt sich alles
Weitere: Wohlstand und auch Wohlbe-
finden der Nationen.

Wohlstand folgt, wie Adam Smith mit
seinem ber�hmten Nagelmacher-Bei-
spiel zeigte, aus Produktivit�tssteige-
rung durch Arbeitsteilung. Der Jurist
sollte hinzuf�gen: Dieser Effekt tritt
aber nur ein, wenn den Fertigern von
Halberzeugnissen und Erbringern von
Teilleistungen in einem verl�sslichen
Rechtsraum die Planungssicherheit ge-
geben wird, die ihnen erst erlaubt, sich
auf Arbeitsteilung einzulassen und auf
den h�heren, freilich erst sp�ter zu er-
hoffenden Gewinn warten zu k�nnen. Je
besser und sicherer das Recht, desto wei-
ter kann die „Fertigungstiefe“ einer
Volkswirtschaft reichen. Die deutsche
Rechtsordnung tr�gt zu der hohen Pro-
duktivit�t der deutschen Volkswirtschaft
offenbar entscheidend bei.

Das Recht ist gef�hrdet. Eine Haupt-
funktion des Rechts, die Schaffung von
Planungssicherheit, geht verloren, wenn
es zu oft ge�ndert wird. Die Kurzatmig-
keit moderner Gesetzgebung ist daher
schon an sich bedenklich. In der Krise
zeigen sich die Nachteile besonders.
G�be es klare und verl�ssliche Regeln,
w�sste man z. B., dass Geldwertstabilit�t
das Ziel der Krisenbek�mpfung bleibt,
dann w�ren langfristige Ertragsrechnun-
gen und damit gesch�ftliche Entschei-
dungen bzw. Investitionen m�glich.
Aber der im Zickzack vorgezeichnete
Weg in die – schwer abzusch�tzende –
Inflation f�hrt bereits jetzt zur Fehlallo-
kation von Ressourcen in Sachwerte.

Mit dem Verlust der Bestands- und Bin-
dekraft des Rechts geht auch der Glaube
an den Sachverstand derer verloren,
welche es setzen. Fast im Wochenrhyth-
mus werden Regeln von weitreichender
Bedeutung gesetzt, ge�ndert und wieder

berichtigt. Im Monatstakt werden sie
dann sozusagen bis auf Weiteres f�r end-
g�ltig erkl�rt. Das wird dann noch in Pa-
ris begleitet mit Comments wie: Ver-
tr�ge sind wie eine Liebesbeziehung –
sie halten mal l�nger, mal k�rzer.
Es stehe dahin, ob die Abschaffung der
sog. „Non-Bail-Out-Klausel (Art. 125
AEUV) richtig war. Rechtsstaatlich v�l-
lig unm�glich ist es aber, dass ein dem
W�hler nachhaltig versprochenes Kern-
element eines in vielen Verhandlungs-
und Ratifizierungsrunden geschaffenen
Vertragswerkes nach Art l�ngst �berholt
geglaubter Kabinettspolitik n�chtens
vom Tisch gewischt wird.

Festina lente („eile besonnen“) war der
Ratschlag der R�mer f�r Krisenzeiten.
Bei uns muss aber angeblich alles so
schnell gehen, dass zu Sachpr�fung
nicht immer Zeit ist. Dann werden die
Parlamente den Kabinettspolitikern zu
Hemmschuhen. Die Demokratie zieht
sich daher in die Geschlossenheit der
Kabinette zur�ck. Dort wird regiert wie
im Vorm�rz von 1848. Die Parlamente
werden durch unzureichende Informa-

tion br�skiert. Der Verfassungskonflikt
in Preußen von 1862/63 kommt in Erin-
nerung. Aus einer anf�nglich rein politi-
schen Frage (Heeresvorlage) wurde mit
zunehmender Ratlosigkeit Bismarcks
ein Verfassungskonflikt, und als der
Kanzler gar nicht weiter wusste, scheute
er auch den Verfassungsbruch nicht
(L. Gall, Bismarck, 1980, S. 276 ff.).

Das „Krisenmanagement“ der Kanzle-
rin begann politisch. Nun f�hrt es zur
�nderung der Verfassungswirklichkeit,
und ein Verfassungsbruch droht, da man
nicht weiter weiß, in Kauf genommen
zu werden. Was Gall schreibt, gilt wie-
der: „Ein klares Ziel war kaum noch zu
erkennen. Es war ein verzweifelter
Kampf [des Kanzlers] ums politische
�berleben. Nach einer Serie von massi-
ven Br�skierungen des Parlaments …“
usw.

Wir sollten sehen, was wir gef�hrden.
Europa als Rechtsraum ist in dieser
Form eine weltgeschichtliche Singulari-
t�t. Nicht Kriege und Eroberungen, son-
dern das Recht haben Europa geschaf-
fen. Nur ein Beispiel: In der entschei-
denden Frage der Weitergabe von mo-
narchischer Macht an einen Nachfolger
schuf die lex salica eine weltweit einzig-
artige Planungssicherheit. W�hrend
�berall sonst beim Tod des Herrschers
Mord und B�rgerkrieg drohten, war im
Rechtsraum Europa der Nachfolger vor-
hersehbar wie heute der gesetzliche
Richter. Das trug entscheidend dazu bei,
dass unser Kulturkontinent auf der Welt
die Systemf�hrerschaft in Recht und
Demokratie �bernehmen konnte. Die
lex salica, dieses altfr�nkische Recht, ist
Vergangenheit, doch ihr Sinnkern weist
in die Zukunft. Nicht Augenblickskon-
junkturen sollten B�rgern und Staaten
ihre Rechte und Pflichten zukommen
lassen, sondern ein vernunftgeleitetes
System von Regeln, welche langfristige
Entscheidungen erm�glichen und nach-
haltig belastbar sind. Das steht auf dem
Spiel. In der Eurokrise geht es nicht um
Geld, sondern um Europa als Rechts-
raum.
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Die Hauptfunktion
des Rechts, die
Planungssicherheit,
droht in der Eurokrise
verloren zu gehen
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